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Protokoll 
zur Abänderung des am 5. November 1969 in 

Vaduz unterzeichneten Abkommens zwischen 
dem Fürstentum Liechtenstein und der 

Republik Österreich zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 

Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Abgeschlossen in Vaduz am 29. Januar 2013 
Zustimmung des Landtags: 6. September 20131 

Inkrafttreten: 1. Januar 2014 

Das Fürstentum Liechtenstein und die Republik Österreich, von dem 
Wunsche geleitet, ein Protokoll zur Abänderung des am 5. November 1969 
in Vaduz unterzeichneten Abkommens zwischen dem Fürstentum Liech-
tenstein und der Republik Österreich zur Vermeidung der Doppelbe-
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen (im Folgenden als "Abkommen" bezeichnet) abzuschliessen, 
haben Folgendes vereinbart: 

Art. I 

1. Art. 10 (Dividenden) des bestehenden Abkommens wird aufgehoben 
und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

 
1 Bericht und Antrag der Regierung Nr. 40/2013 
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"Art. 10 

Dividenden 

1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesell-
schaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, dürfen 
im anderen Staat besteuert werden. 

2) Diese Dividenden dürfen jedoch auch in dem Vertragsstaat, in 
dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, nach dem 
Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der 
Nutzungsberechtigte der Dividenden eine in dem anderen Vertrags-
staat ansässige Person ist, nicht übersteigen: 
a) 0 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, wenn der 

Nutzungsberechtigte eine Gesellschaft (jedoch keine Personenge-
sellschaft) ist, die im Zeitpunkt des Zufliessens der Dividenden, 
während eines ununterbrochenen Zeitraums von mindestens 12 
Monaten, eine unmittelbare Beteiligung von mindestens 10 vom 
Hundert des Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft 
hält; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden in allen ande-
ren Fällen. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in Be-
zug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt werden. 

3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Dividenden" be-
deutet Einkünfte aus Aktien, Genussaktien oder Genussscheinen, 
Kuxen, Gründeranteilen oder anderen Rechten - ausgenommen For-
derungen - mit Gewinnbeteiligung sowie aus sonstigen Gesellschafts-
anteilen stammende Einkünfte, die nach dem Recht des Staates, in 
dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus 
Aktien steuerlich gleichgestellt sind. 

4) Die Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertrags-
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, 
eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte ausübt 
und die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsäch-
lich zu dieser Betriebsstätte gehört. In diesem Fall ist Art. 7 anzu-
wenden. 
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5) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft Ge-
winne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf dieser 
andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten Dividenden be-
steuern, es sei denn, dass diese Dividenden an eine im anderen Staat 
ansässige Person gezahlt werden oder dass die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen Staat ge-
legenen Betriebsstätte gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer 
Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn die 
gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz 
oder teilweise aus im anderen Staat erzielten Gewinnen oder Ein-
künften bestehen." 

2. Art. 11 (Zinsen) des bestehenden Abkommens wird aufgehoben und 
durch folgende Bestimmung ersetzt: 

"Art. 11 

Zinsen 

1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine im an-
deren Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur in 
dem anderen Staat besteuert werden, vorausgesetzt der Nutzungsbe-
rechtigte der Zinsen ist eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person. 

2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Zinsen" bedeutet 
Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die Forderungen 
durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteili-
gung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind, und insbesondere 
Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus Obligationen ein-
schliesslich der damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus 
Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung gelten nicht als Zinsen 
im Sinne dieses Artikels. 

3) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem Vertragsstaat 
ansässige Nutzungsberechtigte im anderen Vertragsstaat, aus dem die 
Zinsen stammen, eine Geschäftstätigkeit durch eine dort gelegene Be-
triebstätte ausübt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Art. 7 an-
zuwenden. 
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4) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungsberech-
tigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, gemessen an der 
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den Schuldner und Nut-
zungsberechtigter ohne diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird 
dieser Artikel nur auf den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall 
kann der übersteigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertrags-
staats und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden." 

3. Nach Art. 25 des Abkommens wird folgender neuer Artikel einge-
fügt: 

"Art. 25a 

Informationsaustausch 

1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die In-
formationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens oder zur 
Verwaltung oder Anwendung des innerstaatlichen Rechts betreffend 
Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für Rechnung der Vertrags-
staaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraus-
sichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Be-
steuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaus-
tausch ist durch Art. 1 und 2 nicht eingeschränkt. 

2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Abs. 1 erhalten 
hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des innerstaatli-
chen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur 
den Personen oder Behörden (einschliesslich der Gerichte und der 
Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit der Ver-
anlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, mit 
der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Abs. 1 ge-
nannten Steuern oder mit der Aufsicht über diese Personen oder Be-
hörden befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die In-
formationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die In-
formationen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer 
Gerichtsentscheidung offen legen. Ungeachtet der vorstehenden Be-
stimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen Informationen für 
andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem 
Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden 
dürfen und die zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Infor-
mationen erteilt hat, dieser anderen Verwendung zustimmt. 
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3) Die Abs. 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie 
einen Vertragsstaat, 
a) Verwaltungsmassnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen 

und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaates 
abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 
Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaates 
nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- 
oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben 
würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ordnung (ordre 
public) widerspräche. 

4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäss diesem Artikel um Informatio-
nen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden 
Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen Informationen, selbst 
wenn dieser andere Staat diese Informationen für seine eigenen steu-
erlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz enthal-
tene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen gemäss Abs. 3, 
wobei diese jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat 
die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er 
kein innerstaatliches Interesse an solchen Informationen hat. 

5) Abs. 3 ist in keinem Fall so auszulegen, dass ein Vertragsstaat 
die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil 
sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen Kreditinstitut 
oder einer anderen Finanzinstitution, einem Beauftragten, Bevoll-
mächtigen oder Treuhänder befinden oder weil sie sich auf Beteili-
gungen an einer Person beziehen." 

4. Nach Art. 25a wird folgender neuer Artikel eingefügt: 

"Art. 25b 

Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steuern 

1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei der 
Vollstreckung von Steueransprüchen. Diese Amtshilfe ist durch Art. 1 
und 2 nicht eingeschränkt. Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten können in gegenseitigem Einvernehmen regeln, wie dieser Ar-
tikel durchzuführen ist. 



6 

2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck "Steueranspruch" 
bedeutet einen Betrag, der auf Grund von Steuern jeder Art und 
Bezeichnung, die für Rechnung der Vertragsstaaten oder einer ihrer 
Gebietskörperschaften erhoben werden, geschuldet wird, soweit die 
Besteuerung diesem Abkommen oder anderen völkerrechtlichen 
Übereinkünften, denen die Vertragsstaaten beigetreten sind, nicht wi-
derspricht, sowie mit diesem Betrag zusammenhängende Zinsen, 
verwaltungsbehördliche Geldstrafen und Kosten der Vollstreckung 
oder Sicherung. 

3) Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaates nach dem Recht 
dieses Staates vollstreckbar und wird er von einer Person geschuldet, 
die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die Vollstre-
ckung nicht verhindern kann, wird dieser Steueranspruch auf Ersu-
chen der zuständigen Behörde dieses Staates für die Zwecke der Voll-
streckung von der zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaates 
anerkannt. Der Steueranspruch wird vom anderen Staat nach dessen 
Rechtsvorschriften über die Einbringung und Vollstreckung seiner 
eigenen Steuern vollstreckt, als handele es sich bei dem Steueran-
spruch um einen Steueranspruch des anderen Staates. 

4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertragsstaates 
um einen Anspruch, bei dem dieser Staat nach seinem Recht Mass-
nahmen zur Sicherung der Vollstreckung einleiten kann, wird dieser 
Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 
zum Zwecke der Einleitung von Sicherungsmassnahmen von der zu-
ständigen Behörde des anderen Vertragsstaates anerkannt. Der andere 
Staat leitet nach seinen Rechtsvorschriften Sicherungsmassnahmen in 
Bezug auf diesen Steueranspruch ein, als wäre der Steueranspruch ein 
Steueranspruch dieses anderen Staates, selbst wenn der Steueran-
spruch im Zeitpunkt der Einleitung dieser Massnahmen im erstge-
nannten Staat nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet 
wird, die berechtigt ist, die Vollstreckung zu verhindern. 

5) Ungeachtet der Abs. 3 und 4 unterliegt ein von einem Vertrags-
staat für Zwecke der Abs. 3 oder 4 anerkannter Steueranspruch als 
solcher in diesem Staat nicht den Verjährungsfristen oder den Vor-
schriften über die vorrangige Behandlung eines Steueranspruchs nach 
dem Recht dieses Staates. Ferner hat ein Steueranspruch, der von einem 
Vertragsstaat für Zwecke der Abs. 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem 
Staat nicht den Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem Recht 
des anderen Vertragsstaates hat. 
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6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Gültigkeit 
oder der Höhe des Steueranspruchs eines Vertragsstaates können 
nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehörden des anderen Ver-
tragsstaates eingeleitet werden. 

7) Verliert der betreffende Steueranspruch nachdem das Ersuchen 
eines Vertragsstaates nach den Abs. 3 oder 4 gestellt wurde und bevor 
der andere Vertragsstaat den betreffenden Steueranspruch erhoben 
und an den erstgenannten Staat ausgezahlt hat, 
a) im Falle eines Ersuchens nach Abs. 3 seine Eigenschaft als Steuer-

anspruch des erstgenannten Staates, der nach dem Recht dieses 
Staates vollstreckbar ist und von einer Person geschuldet wird, die 
zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses Staates die Vollstre-
ckung nicht verhindern kann, oder 

b) im Falle eines Ersuchens nach Abs. 4 seine Eigenschaft als Steuer-
anspruch des erstgenannten Staates, für den dieser Staat nach seinem 
Recht Massnahmen zur Sicherung der Vollstreckung einleiten 
kann, 
teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der zu-
ständigen Behörde des anderen Staates unverzüglich mit, und nach 
Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das Ersu-
chen entweder aus oder nimmt es zurück. 

8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen 
Vertragsstaat 
a) Verwaltungsmassnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen 

und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaates 
abweichen; 

b) Massnahmen durchzuführen, die der öffentlichen Ordnung (ordre 
public) widersprächen; 

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle an-
gemessenen Massnahmen zur Vollstreckung oder Sicherung, die 
nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis möglich sind, 
ausgeschöpft hat; 

d) Amtshilfe in Fällen zu leisten, in denen der Verwaltungsaufwand 
für diesen Staat in einem eindeutigen Missverhältnis zu dem Nutzen 
steht, den der andere Vertragsstaat dadurch erlangt." 
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Art. II 

Dem Abkommen wird folgendes Zusatzprotokoll angefügt: 

Anlässlich des heute zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und der 
Republik Österreich abgeschlossenen Protokolls zur Abänderung des 
Abkommens vom 5. November 1969 zur Vermeidung der Doppelbesteu-
erung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
haben beide Staaten die nachstehenden Bestimmungen vereinbart, die 
Bestandteil des Abkommens sind. 

1) Zu Art. 4 (Steuerlicher Wohnsitz) und Art. 26 (Einschränkung des 
Geltungsbereichs): 
Es besteht Einvernehmen darüber, dass Personen, die (wie z.B. Privat-
vermögensstrukturen liechtensteinischen Rechts) ausschliesslich der Min-
destertragssteuer in Liechtenstein unterliegen, nicht als im Fürstentum 
Liechtenstein ansässig gelten. Art. 26 des Abkommens vom 5. November 
1969 findet im Geltungsbereich des liechtensteinischen Steuergesetzes 
vom 30. Januar 1961 unverändert Anwendung. 

2) Zu Art. 25a (Informationsaustausch): 
Es besteht Einvernehmen darüber, dass für Zwecke des Abkommens 
a) die zuständige Behörde des ersuchenden Staates der zuständigen Be-

hörde des ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Er-
heblichkeit der Auskünfte die folgenden Informationen zur Verfügung 
stellt, wenn diese ein Auskunftsersuchen gemäss dem Abkommen 
stellt: 
1. die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersu-

chung gilt; 
2. eine Stellungnahme betreffend die erbetenen Auskünfte einschliess-

lich der Art und der Form, in der der ersuchende Staat die Aus-
künfte vorzugsweise vom ersuchten Staat erhalten möchte; 

3. den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 
4. die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem 

ersuchten Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfü-
gungsmacht einer Person im Hoheitsbereich des ersuchten Staates 
befinden; 

5. soweit bekannt, den Namen und die Anschrift von Personen, in 
deren Besitz sich die erbetenen Auskünfte vermutlich befinden; 
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6. eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen 
Gebiet zur Verfügung stehenden Massnahmen zur Einholung der 
Auskünfte ausgeschöpft hat, ausgenommen solche, die unverhält-
nismässig grosse Schwierigkeiten mit sich bringen würden; 

7. den Zeitraum, für den die Auskünfte erbeten werden; 
8. die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte für 

die Durchführung des Steuerrechts des ersuchenden Vertragsstaates 
in Bezug auf die unter Unterabsatz (1) bezeichnete Person voraus-
sichtlich erheblich sind; 

9. eine Erklärung, dass das Ersuchen dem Recht und der Verwal-
tungspraxis des ersuchenden Vertragsstaates entspricht, dass die 
erbetenen Auskünfte, würden sie sich im Hoheitsgebiet des ersu-
chenden Vertragsstaates befinden, von der zuständigen Behörde 
des ersuchenden Vertragsstaates nach dem Recht und im Rahmen 
der üblichen Verwaltungspraxis des ersuchenden Vertragsstaates 
eingeholt werden könnten und dass das Ersuchen in Überein-
stimmung mit diesem Abkommen gestellt wurde; 

b) die in Art. 25a vorgesehene Amtshilfe nicht Massnahmen einschliesst, 
die lediglich der Beweisausforschung dienen ("fishing expeditions"); 

c) Art. 25a Abs. 5 des Abkommens die Vertragsstaaten nicht dazu ver-
pflichtet, Informationen im Sinne dieses Absatzes auf automatischer 
oder spontaner Basis auszutauschen; 

d) alle erhaltenen Informationen von den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten vertraulich zu behandeln sind. 

3) Zu Art. 25a (Informationsaustausch) und Art. 25b (Amtshilfe bei 
der Vollstreckung von Steuern): 
Es besteht Einvernehmen darüber, dass die in diesem Abkommen ver-
einbarten Regelungen der Art. 25a (Informationsaustausch) und 25b 
(Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steuern) vollinhaltlich dem Begriff 
der umfassenden Amts- und Vollstreckungshilfe im Sinne des österrei-
chischen Rechts entsprechen. Die im Abkommen zwischen dem Fürsten-
tum Liechtenstein und der Republik Österreich über die Zusammenar-
beit in dem Bereich der Steuern getroffenen Vereinbarungen bleiben 
dadurch unberührt. 

Art. III 

1) Jeder Vertragsstaat notifiziert dem anderen Vertragsstaat auf dip-
lomatischem Weg, dass die innerstaatlichen gesetzlichen Erfordernisse 
für das Inkrafttreten dieses Protokolls erfüllt sind. 
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2) Dieses Protokoll tritt am 1. Januar des dem Eingang der späteren 
dieser Notifikationen folgenden Kalenderjahres in Kraft und seine Be-
stimmungen finden ausschliesslich für Steuerjahre, die am oder nach dem 
1. Januar 2014 beginnen, Anwendung. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten der beiden Staaten 
dieses Protokoll unterzeichnet. 

Geschehen zu Vaduz, am 29. Januar 2013, in zweifacher Ausfertigung. 

Für das 
Fürstentum Liechtenstein: 

Für die 
Republik Österreich: 

gez. Dr. Klaus Tschütscher gez. Dr. Maria Fekter 
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Gemeinsame Erklärung 

Die Regierung der Republik Österreich und die Regierung des Fürsten-
tums Liechtenstein haben heute ein Protokoll zur Abänderung des am 
5. November 1969 in Vaduz unterzeichneten Abkommens zwischen dem 
Fürstentum Liechtenstein und der Republik Österreich zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen unterzeichnet. 
Es besteht Einvernehmen darüber, dass mit den durch das Protokoll vom 
29. Januar 2013 in das Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
neu eingefügten Art. 25a (Informationsaustausch) und Art. 25b (Amtshilfe 
bei der Vollstreckung von Steuern) vollinhaltlich dem Begriff der umfas-
senden Amts- und Vollstreckungshilfe im Sinne des österreichischen 
Rechts entsprochen wird. Österreichische Rechtsvorschriften, welche die 
Anwendung der EWR-Grundfreiheiten betreffen und die auf das Beste-
hen einer umfassenden Amts- und Vollstreckungshilfe abstellen, werden 
somit auch gegenüber Liechtenstein vollinhaltlich anwendbar (dies be-
trifft insbesondere die Bereiche der Besteuerung von Dividenden, der 
Wegzugsbesteuerung, der Besteuerung bei der Überführung von Wirt-
schaftsgütern, der Verlegung von Betrieben und Betriebsstätten sowie 
das Umgründungssteuerrecht). 

Unterzeichnet in Vaduz, am 29. Januar 2013, in zweifacher Ausfertigung. 

Für die 
Republik Österreich: 

Für das 
Fürstentum Liechtenstein: 

gez. Dr. Maria Fekter gez. Dr. Klaus Tschütscher 
 


		info@rdr.llv.li
	2013-12-20T07:30:32+0100
	Vaduz
	Liechtensteinische Landesverwaltung Sig 0001




